
 

 Vorlage Nr. 2899.1  

Laufnummer 15878 

Teilrevision des Gesetzes über die Geoinformation im Kanton Zug (Geoinformationsge-

setz, GeoIG-ZG; BGS 215.71) vom 29. März 2012 

 

Bericht und Antrag des Regierungsrates 

vom 25. September 2018 

 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir unterbreiten Ihnen hiermit den Antrag, das Gesetz über Geoinformation im Kanton Zug 

(Geoinformationsgesetz, GeoIG-ZG; BGS 215.71) teilweise zu revidieren. Wir erstatten Ihnen 

dazu den nachstehenden Bericht, den wir wie folgt gliedern: 

 

 

A. In Kürze 

B. Die wichtigsten Änderungen im GeoIG-ZG 

C. Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens 

D. Erläuterungen der zu ändernden Gesetzesbestimmungen 

E. Fremdänderungen 

F. Personelle und finanzielle Auswirkungen 

G. Antrag 

 

 

A. In Kürze 

 

Die kantonale Geoinformationsgesetzgebung setzt das Bundesgesetz über Geoinforma-

tion um und bildet die Grundlage für das Geoinformationssystem des Kantons Zug. Nun 

wird das kantonale Gesetz teilrevidiert. Im Zentrum dieser Teilrevision steht zum einen 

der Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB). Er liefert on-

line eine aktuelle Übersicht über Grundeigentumsbeschränkungen und muss gemäss 

Bundesrecht bis am 1. Januar 2020 in sämtlichen Kantonen in Betrieb sein. Zum anderen 

werden die Gebühren für den Zugang und die Nutzung von Geobasisdaten und Geo-

diensten vollständig abgeschafft. 

 

Die Geoinformationsgesetzgebung des Bundes regelt die Behandlung von Geodaten (raumbe-

zogenen Daten über die Ausdehnung und die Eigenschaften von bestimmten Räumen und Ob-

jekten). Das Gesetz über Geoinformation im Kanton Zug setzt die kantonsinternen Zuständig-

keiten fest und ergänzt die Regelungen des Bundes mit Bestimmungen über die Bewirtschaf-

tung der Geodaten auf Kantonsgebiet. Das kantonale Gesetz über Geoinformation im Kanton 

Zug und die dazugehörige Verordnung über Geoinformation im Kanton sind am 1. Januar 2013 

in Kraft getreten. Die Bestimmungen über den ÖREB-Katasters sind Teil der vorliegenden Teil-

revision der kantonalen Geoinformationsgesetzgebung.  Das Bundesrecht verpflichtet die Kan-

tone, bis zum 31. Dezember 2019 die für die Einführung des ÖREB-Katasters notwendigen 

Vorschriften zu erlassen, so dass die Inbetriebnahme des Katasters in den Kantonen bis sp ä-

testens am 1. Januar 2020 erfolgen kann. Nebst der Schaffung einer rechtlichen Grundlage für 

die Einführung des ÖREB-Katasters bietet das Revisionsverfahren auch Gelegenheit, begriffl i-

che und inhaltliche Unklarheiten zu beheben und die Normen des kantonalen Gesetzes und im 

Anschluss die Verordnung optimal aufeinander abzustimmen. Dies alles geschieht mit dem 

Ziel, grösstmögliche Praxistauglichkeit zu gewährleisten. 
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Vielfältiger Nutzen des ÖREB-Katasters 

Der ÖREB-Kataster gibt Auskunft über grossflächige Beschränkungen des Grundeigentums 

aus öffentlichem Recht wie beispielsweise Nutzungszonen, Grundwasserschutzzonen oder be-

lastete Standorte. Diverse Pilotkantone haben in einer ersten Etappe bis Ende 2015 den Katas-

ter in ihrem Kantonsgebiet entweder ganz oder teilweise eingeführt. Die Kantone der 2. Etappe, 

darunter Zug, haben den Kataster mit Betriebsaufnahme spätestens am 1. Januar 2020 einzu-

führen. Der Kataster bringt vielfältigen Nutzen, etwa für aktuelle und zukünftige Grundstücksei-

gentümerinnen und -eigentümer, Planerinnen und Planer, Architektinnen und Architekten, In-

genieurunternehmen sowie für den Hypothekarmarkt. Dank der online abrufbaren öffentlich-

rechtlichen Eigentumsbeschränkungen reduziert sich der heutige Aufwand, Informationen über 

die ÖREB eines Grundstücks einzeln bei den zuständigen Stellen einzuholen. Auch für die öf-

fentliche Verwaltung bringt der ÖREB-Kataster Vorteile, weil ihr damit ein ausgezeichnetes, ef-

fizientes und zeitgemässes Informationsinstrument zur Verfügung steht. 

 

Vernehmlassungsverfahren 

Die geplanten Änderungen wurden im Vernehmlassungsverfahren mehrheitlich begrüsst, na-

mentlich die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den ÖREB-Kataster. Eine Mehrzahl 

der Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten sprachen sich im Sinne von «Open 

Government Data» dafür aus, dass Geoinformationen öffentlich und frei, d.h. kostenlos zu-

gänglich sein sollten, die Gebühren für den Zugang und die Nutzung von Geobasisdaten und 

Geodiensten somit abzuschaffen seien. Auch wurde vereinzelt gefordert, dass der Grundsatz, 

wonach Geobasisdaten aktuell gehalten werden müssen, bereits im Gesetz anstatt auf Verord-

nungsebene festgehalten wird. Diese Anregung fliesst in die Teilrevision ein. 

 

Zugang und Nutzung von Geobasisdaten gratis 

Für die Daten der amtlichen Vermessung werden heute Gebühren erhoben. Neu werden diese 

Gebühren nicht mehr erhoben, was zu einem Ertragsausfall führt. Aufgrund der Stellungna h-

men der Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten hat sich der Regierungsrat für die 

Abschaffung dieser Gebühren entschieden. 

 

 

B. Die wichtigsten Änderungen im GeoIG-ZG 

 

Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 

Gemäss Art. 641 Abs. 1 ZGB können Eigentümerinnen und Eigentümer einer Sache in den 

Schranken der Rechtsordnung darüber nach ihrem Belieben verfügen. Gesetzliche Vorschrif-

ten, welche die üblichen Befugnisse der Eigentümerschaft (Nutzungsbefugnisse oder Verf ü-

gungsbefugnisse) einschränken oder aufheben, stellen gesetzliche Eigentumsbeschränkungen 

dar. Es kann sich um privatrechtliche oder um öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen 

handeln. 

 

Privatrechtliche Eigentumsbeschränkungen ergeben sich entweder unmittelbar aus dem Zivi l-

recht oder haben ihre Grundlage in einem Vertrag. Sie verpflichten die Eigentüme rschaft eines 

Grundstücks zu einem Dulden, Unterlassen oder Tun, oder verleihen der berechtigten Person 

einen gerichtlich durchsetzbaren Anspruch gegen diese Eigentümerschaft.   

 

Öffentlich-rechtlicher Natur sind diese Schranken, wenn sie gestützt auf einen öffentlich -recht-

lichen Erlass des Bundes, des Kantons oder der Gemeinde verfügt werden (z.B. Zonenpläne, 

Grundwasserschutzzonen, Waldfeststellungen). Welche Nutzungsbeschränkungen mit Bezug 

auf ein ganz konkretes Grundstück bestehen, lässt sich in den meisten Fällen nicht leicht fest-

stellen. Das Grundbuch erteilt nur Auskunft über individuell-konkrete Eigentumsbeschränkun-
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gen, welche durch Verfügung für ein bestimmtes Grundstück ergehen und im Grundbuch an-

gemerkt werden können (Art. 962 ZGB). Was bis zum heutigen Zeitpunkt fehlt, ist eine Über-

sicht über Beschränkungen aus öffentlichem Recht. Diese Übersicht soll mit dem ÖREB-Ka-

taster geschaffen werden. Er ist dafür bestimmt, über generell-konkrete, grossflächige Be-

schränkungen des Grundeigentums aus öffentlichem Recht (z. B. Nutzungszonen, Grundwas-

serschutzzonen, belastete Standorte usw.) Auskunft zu geben. 

 

Der Kataster wird in zwei Etappen eingeführt: Im Rahmen eines Pilotprojekts haben ausge-

wählte Kantone (ZH, BE, TG, NE, JU, OW, NW), gestützt auf Art. 28 Abs. 1 lit. a der Verord-

nung über den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen vom 2. Septem-

ber 2009 (ÖREBKV; SR 510. 622.4), bereits am 1. Januar 2012 mit dem Aufbau begonnen. Die 

Pilotkantone haben in der ersten, bis Ende 2015 dauernden Etappe, den Kataster in ihrem Kan-

tonsgebiet oder Teilen davon eingeführt. Die restlichen Kantone, darunter Zug, starteten am 

1. Januar 2016 mit dem Aufbau des Katasters. Der volle Betrieb in allen Kantonen hat spätes-

tens am 1. Januar 2020 zu erfolgen (Art. 26 Abs. 1 lit. b ÖREBKV). Vorgängig sind die erfor-

derlichen Bestimmungen im kantonalen Recht zu präzisieren: 

 

 Der Kanton hat eine für den ÖREB-Kataster verantwortliche Stelle (Art. 17 Abs. 2 

ÖREBKV) und die für die Erstellung und Abgabe beglaubigter Auszüge zuständigen Stel-

len (Art. 14 Abs. 1 ÖREBKV) zu bezeichnen. Auch hat er Einzelheiten zum Verfahren der 

Aufnahme der Eigentumsbeschränkungen sowie das Beglaubigungsverfahren zu regeln. 

 Der Organisationsfreiheit sind einige Schranken gesetzt: Der Katasterinhalt gemäss 

Art. 3 ÖREBKV muss im Internet durch einen Darstellungsdienst, die betreffenden Ge-

obasisdaten durch einen Download-Dienst gemäss Art. 2 GeoIV zugänglich gemacht 

werden (Art. 9 ÖREBKV). 

 Der Kanton darf den Bestand des ÖREB-Katasters mit zusätzlichen eigentümerverbindl i-

chen Geobasisdaten erweitern (Art. 16 Abs. 3 GeoIG) oder in den Auszügen Zusatzin-

formationen über laufende Änderungen mit dem Inhalt des Katasters verknüpfen (Art. 12 

Abs. 2 ÖREBKV).  

 Die Kantone können vorschreiben, dass dem ÖREB-Kataster für bestimmte öffentlich-

rechtliche Eigentumsbeschränkungen die Funktion als amtliches Publikationsorgan zu-

kommt (Art. 16 ÖREBKV). 

 

Zugang und Nutzung von Geobasisdaten gratis 

Für die Daten der amtlichen Vermessung werden heute Gebühren erhoben. Aufgrund der Ste l-

lungnahmen der Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten hat sich der Regierungsrat 

für die Abschaffung dieser Gebühren entschieden, obwohl damit ein Ertragsausfall verbunden 

ist. 

 

Behebung bestehender Unklarheiten 

Das kantonale Geoinformationsgesetz definiert Begriffe, deren Bedeutung bereits auf Bundes-

ebene festgelegt ist. Solche Wiederholungen sind zu vermeiden. Sie sollen im Rahmen der 

Teilrevision eliminiert werden. Auch sollen unterschiedliche Begriffsumschreibungen für ein und 

denselben Gegenstand im Bundesrecht einerseits und im kantonalen Recht andererseits har-

monisiert werden. So hält das GeoIG-ZG in § 18 Abs. 1 fest, dass die Direktion des Innern den 

ÖREB-Kataster «führt», anstatt - entsprechend dem Bundesrecht von der Direktion des Innern 

als die für den ÖREB-Kataster «verantwortliche Stelle» zu sprechen. Die Teilrevision wird ge-

nutzt, um gleichzeitig Unklarheiten zu beseitigen, terminologische Unstimmigkeiten zu berein i-

gen und den ersten Praxiserfahrungen seit Erlass des kantonalen Rechts Rechnung zu tragen. 
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C. Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens 

 

Die Entwürfe des Regierungsrats aus erster Lesung vom 27. Februar 2018 zur Änderung des 

Gesetzes über Geoinformation im Kanton Zug und zum erläuternden Bericht wurden am 

1. März 2018 den im Kantonsrat Zug vertretenen politischen Parteien sowie allen Einwohner-

gemeinden des Kantons Zug, dem Verband der Bürgergemeinden, dem HEV Zugerland, der 

CSP-Zug, der Zuger Treuhändervereinigung, der Zuger Wirtschaftskammer, dem Gewerbever-

band des Kantons Zug und dem Gewerkschaftsbund des Kantons Zug unterbreitet. Das Ver-

nehmlassungsverfahren dauerte vom 1. März bis am 11. Juni 2018. Keine Stellungnahme ein-

gereicht haben die CSP-Zug, die Zuger Treuhändervereinigung, die Zuger Wirtschaftskammer, 

der Gewerbeverband des Kantons Zug und der Gewerkschaftsbund des Kantons Zug. Zusätzli-

che Stellungnahmen sind vom Nachführungsgeometer, von der Korporation Baar -Dorf, von  

Geozug Ingenieure AG und vom GVRZ eingegangen. 

 

Von den Einwohnergemeinden wie auch dem Verband der Bürgergemeinden wird die Teilrevi-

sion generell begrüsst. Wichtig erscheint ihnen, dass der ÖREB-Kataster eine rechtliche 

Grundlage erhält und Unklarheiten in der bestehenden Gesetzgebung behoben werden kö n-

nen. Dessen Vollständigkeit und zentrale Führung wird als wesentlich bezeichnet . 

 

Von den politischen Parteien wird die Teilrevision von der SVP, der FDP und der Alternative – 

Die Grünen Zug begrüsst. Einzig die SP beantragt, dass auf die Gesetzesrevision zu verzich-

ten sei. Die CVP tritt «mit grössten Bedenken» auf die Teilrevision ein . Vonseiten der GLP 

werden Vorbehalte zum Leitungskataster angeführt.  

 

Während die FDP sich nur allgemein vernehmen liess und sich nicht zu einzelnen Änderungen 

äusserte, bezeichnete die Alternative - Die Grünen die vorgeschlagenen Änderungen als nach-

vollziehbar. Zentral erscheint ihr wie auch den anderen Vernehmlassungsadressatinnen und -

adressaten, die sich dazu geäussert haben (unter anderem die Gemeinden Zug, Risch, Hünen-

berg und Unterägeri, die GLP Kanton Zug, die Alternative – Die Grünen Zug, die Korporation 

Baar-Dorf sowie Geozug Ingenieure AG) dass Geoinformationen im Sinne von «Open Govern-

ment Data» öffentlich und frei, d.h. kostenlos zugänglich sein müssten.  

 

Für die CVP, die GLP und die Geozug Ingenieure ist es unverständlich, dass Gesetze bereits 

wenige Jahre nach Inkrafttreten wieder revidiert werden. Für die CVP fehlt es an überzeugen-

den Argumenten für die Teilrevision. Auch nach Ansicht der SP, besteht kein Revisionsbedarf.  

 

Die GLP und der GVRZ weisen darauf hin, dass die im Abschnitt über den Leitungskataster 

enthaltene Änderungen, weder etwas mit dem ÖREB-Kataster zu tun hätten, noch bestehende 

Unklarheiten eliminieren würden. Der HEV Zugerland hebt hervor, dass die im Bericht und An-

trag des Regierungsrates erwähnte «umfassende und aktuelle Übersicht  über Grundeigen-

tumsbeschränkungen» nicht «umfassend» gegeben sei, da keine systematische Aufarbeitung 

bereits bestehender Eigentumsbeschränkungen vorgesehen sei. Weitere von zahlreichen Ver-

nehmlassungsadressatinnen und -adressaten kommentierte Themen betreffen die Gemeinde-

autonomie, den Leitungskataster und die Verwendung des ÖREB-Katasters als amtliches Pub-

likationsorgan. 

 

Bezüglich der Anträge und Vorschläge der Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten zu 

den einzelnen Bestimmungen des Revisionsentwurfs wird auf die Ausführungen zu den geän-

derten Bestimmungen verwiesen.  
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D. Erläuterungen der zu ändernden Gesetzesbestimmungen 

 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Gegenstand und Zweck 

 

Abs. 2 Bst. a 

In gewissen Bestimmungen des GeoIG-ZG ist von «Erheben», in anderen von «Erfassen» die 

Rede. Die Begriffe sind zu vereinheitlichen. Für das erstmalige Digitalisieren eines Objekts ist 

der in § 3 Abs. 2 Bst. b definierte Begriff «Erheben» anstatt «Erfassen» zu verwenden. Damit 

ist keine materielle Änderung verbunden. 

 

Abs. 2 Bst. b 

Aus den in den Erläuterungen zum § 3 Abs. 2 Bst. c dargelegten Gründen wird «GIS Zug» 

durch «GIS Kanton Zug» ersetzt. 

 

§ 2 Geltungsbereich 

 

Abs. 2 Bst. a 

Eine «staatliche» Aufgabe impliziert eine rechtliche Grundlage, was nur bei «Geobasisdaten» 

im Sinne von Art. 3 Abs. 1 lit. c GeoIG
1
 der Fall ist. Der Begriff «Geodaten» (Art .3 Abs. 1 lit. a 

GeoIG
2
) wird darum durch «Geobasisdaten» ersetzt. 

 

Abs. 3 

Das GeoIG-ZG geniesst aufgrund des Lex-superior-Grundsatzes (Normenhierarchie) Vorrang 

gegenüber den kommunalen Erlassen, die mit dem kantonalen Recht in Widerspruch stehen. 

Abs. 3 kann daher aufgehoben werden. 

 

§ 3 Begriffe 

 

Abs. 2 Bst. a 

Die Definition des Begriffs «Digitale Daten» ist unnötig und kann gestrichen werden, da dieser 

Begriff im Gesetz nur einmal verwendet wird und umgangssprachlich hinreichend klar ist. Zu-

dem ist die heutige Legaldefinition inhaltlich insofern unzutreffend, als digitale Daten nicht nur 

in elektronischer, sondern z.B. auch in optischer Form gespeichert werden können. 

 

Abs. 2 Bst. c 

Um Verwechslungen mit Systemen der Stadt Zug oder von Dritten auszuschliessen, soll das 

vom Kanton betriebene Geoinformationssystem neu als «GIS Kanton Zug» bezeichnet werden. 

Damit werden auch Quellenangaben verständlicher,  weil sofort klar ist, dass die Daten aus der 

kantonalen Verwaltung stammen. Ferner ist hier der Begriff «Geodaten» in der Definition zu 

streichen, da gemäss § 14 Abs. 2 GeoIG-ZG nur Geobasisdaten Inhalt des GIS (Kanton) Zug 

sind. 

 

                                                      

 
1
 Geobasisdaten: Geodaten, die auf einem rechtsetzenden Erlass des Bundes, eines Kantons oder einer Gemeinde 

beruhen. 
2
 Geodaten: raumbezogene Daten, die mit einem bestimmten Zeitbezug die Ausdehnung und Eigenschaften bestim m-

ter Räume und Objekte beschreiben, insbesondere deren Lage,  Beschaffenheit, Nutzung und Rechtsverhältnisse. 
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Abs. 2 Bst. d 

Das eidgenössische Geoinformationsrecht definiert eine Vielzahl von Begriffen. Wie der Regie-

rungsrat in seinem Bericht und Antrag vom 12. Juli 2011 zu § 3 GeoIG-ZG bereits darlegte, 

sind die im Bundesrecht definierten Begriffe auf kantonaler Stufe nicht nochmals zu definieren. 

Es sind nur ergänzende Begriffsdefinitionen
3
 zulässig, wie einleitend in Abs. 2 erwähnt. Dort 

steht: «Ergänzend bedeuten für dieses Gesetz:». Der Begriff «Geobasisdaten» darf hier somit 

nicht abweichend zum Bundesrecht definiert werden. Nach Art. 3 Abs. 1 Bst. c GeoIG handelt 

es sich bei den Geobasisdaten um Geodaten, die auf einem rechtsetzenden Erlass des Bundes, 

eines Kantons oder einer Gemeinde beruhen. Bst. d weicht von dieser Definition ab und ist somit 

aufzuheben. 

 

Abs. 2 Bst. f 

Ist aufzuheben. 

Die Begriffsdefinition, was unter einer öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkung zu verste-

hen ist, hat nicht auf Stufe eines kantonalen Geoinformationsgesetzes zu erfolgen. Die Be-

griffsdefinition wird von der Lehre und Rechtsprechung aus dem Bundesrecht abgeleitet: «Öf-

fentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen sind gemäss Lehre und Rechtsprechung jene 

staatlichen Eingriffe, durch die das Eigentum nicht entzogen wird (wie bei der formellen En t-

eignung), sondern die aus dem Eigentum fliessenden Nutzungs- und Verfügungsbefugnisse 

werden durch das öffentliche Recht beschränkt.»
4
 

 

Abs. 2 Bst. h 

Aus den in den Erläuterungen zu § 10 Abs. 1 GeoIG-ZG dargelegten Gründen wird der Begriff 

«Geoportal» in Bst. h definiert. 

 

2. Abschnitt: Geodaten 

 

§ 4 Geobasisdaten 

 

Abs. 1 

Aufgrund der Änderung von § 2 Abs. 2 Bst. a GeoIG-ZG ist dieser Absatz entsprechend anzu-

passen. Der Regierungsrat bestimmt alle Geobasisdaten des kantonalen Rechts (vgl. Anhang 2 

GeoIV-ZG), unabhängig davon, ob sie durch eine kantonale oder kommunale Stelle oder durch 

Dritte bewirtschaftet werden. Der letzte Satzteil ist somit unnötig und kann gestrichen werden. 

 

Hinweis: Die Rahmenbedingungen qualitativer und technischer Natur werden gemäss § 7 

Abs. 1 GeoIG-ZG ebenfalls vom Regierungsrat festgelegt. 

 

§ 5 Andere Geodaten 

 

Abs. 2 

Da der Geltungsbereich des Gesetzes gemäss § 2 Abs. 1 nur Geobasisdaten umfasst, wird in 

§ 5 Abs. 2 ausdrücklich festgehalten, dass die den Datenschutz und die Datenabgabe regel n-

den §§ 9 und 10 Abs. 2 sinngemäss auch auf andere Geodaten Anwendung finden. 

 

                                                      

 
3
 [Kettiger/swisstopo, 2010] Leitfaden für die Einführung des neuen Geoinformationsrechts durch die Kantone, Seite 

16 und Anhang 2 
4
 Heinz Rey/Lorenz Strebel, BSK-ZGB N. 4 zu Art. 680 m.w.H. 

https://www.google.ch/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwiykaf-hrzXAhUIChoKHdhGDmMQFggmMAA&url=https%3A%2F%2Fwww.swisstopo.admin.ch%2Fde%2Fswisstopo%2Frechtsgrundlagen%2Frechtliche-fachpublikationen.detail.publication.html%2Fswisstopo-internet%2Fde%2Fdocuments%2Fdkw-documents%2Frechtliche_grundlagen%2Fleitfadende.pdf.html&usg=AOvVaw1T_TKsU4AWsZ9riXxRP9HT
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§ 6 Bewirtschaftungspflicht 

 

Abs. 2 

Abs. 2 des geltenden Rechts impliziert, dass die «Nachführungsperiodizität» für jedes einzelne 

Geobasisdatum im Katalog der Geobasisdaten des kantonalen Rechts (Anhang 1 GeoIV-ZG) 

bzw. in den Katalogen der Geobasisdaten des kommunalen Rechts festgehalten wird. Eine 

Nachführungsperiodizität in den Geobasisdatenkatalogen festlegen zu wollen, muss aufgrund 

der Erfahrungen aus fachlicher Sicht als unzweckmässig bezeichnet werden und wird auch we-

der vom Bund noch von anderen Kantonen so gehandhabt. Die Nachführungsperiodizität ist 

Teil der Metadaten und muss von der für das jeweilige Geobasisdatum zuständige Fachstelle 

flexibel festgelegt werden können. Abs. 2 ist aus diesem Grunde aufzuheben. Die Aufhebung 

entbindet die zuständigen Fachstellen nicht von der in § 13 Abs. 1 GeoIV-ZG statuierten 

Pflicht, Geobasisdaten aktuell zu halten. Dem Antrag aus der Vernehmlassung folgend, ist die-

ser Grundsatz als neuer Absatz 3 ins Gesetz aufgenommen worden. Die Geometadaten (vgl. 

Art. 3 Abs. 1 lit. g GeoIG) zu den jeweiligen Geobasisdaten im Sinne von Art. 3 Abs. 1 lit. g 

GeoIG geben Nutzerinnen und Nutzern zudem hinreichend Auskunft über Gültigkeit und Aktua-

lität (Datum der letzten Änderung) dieser Daten. 

 

Abs. 3 

Wie den Ausführungen zu Abs. 2 entnommen werden kann, statuiert Abs. 3 ausdrücklich die 

Pflicht, Geobasisdaten aktuell zu halten.  

 

§ 7 Qualitative und technische Anforderungen 

 

Abs. 1 

Infolge Aufhebung der Begriffsdefinition «Geobasisdaten» im kantonalen Recht (vgl. die Aus-

führungen zu § 3 Abs. 2 Bst. d GeoIG-ZG) ist dieser Absatz entsprechend anzupassen, damit 

eindeutig klar ist, dass der Regierungsrat nicht für die qualitativen und technischen Anforderun-

gen an die Geobasisdaten des Bundesrechts zuständig ist. 

 

Abs. 3 

Es sind einzig Geobasisdaten des Bundesrechts (in der Zuständigkeit der Kantone und/oder 

der Gemeinden) dem Bund zu liefern, wobei in diesem Fall die Geodatenmodelle vom Bund 

vorgegeben werden. Eine «Verknüpfung» oder gar ein «Austausch» findet nicht statt. Nur wenn 

einem Kanton ein minimales Geodatenmodell des Bundes inhaltlich nicht genügt (z.B. aufgrund 

von zusätzlichen kantonalen Anforderungen), darf er dieses unter Beachtung desselben so er-

weitern, dass die Erweiterungen automatisch auf die Definitionen des minimalen Geodatenmo-

dells abgebildet werden können. Die Darstellungsmodelle des Bundes haben dabei keine Be-

deutung, da diese getrennt von den Geodatenmodellen definiert sind und für die Kantone nur 

den Charakter einer Empfehlung haben. Die Bestimmung wird entsprechend angepasst. 

 

Abs. 4 

Ist aufzuheben. 

Betreffend Zuständigkeit für die Modellierung der Geobasisdaten des kommunalen Rechts fin-

den sich in der geltenden Geoinformationsgesetzgebung des Kantons Zug mehrere, sich wi-

dersprechende Bestimmungen. Nach Abs. 4 ist die Direktion des Innern zuständig, nach § 2 

Abs. 1 Bst. a GeoIV-ZG die jeweilige (kommunale) Fachstelle. Es besteht somit ein Wider-

spruch zwischen Gesetz und Verordnung. Ein weiterer Widerspruch besteht innerhalb der Ver-

ordnung selbst, nämlich dadurch, dass § 12 GeoIV-ZG die «kantonale Fachstelle» für zustän-

dig erklärt. 
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Aus fachtechnischer und aus administrativer Sicht sowie unter dem Gesichtspunkt der Ge-

meindeautonomie ist die Modellierung der Geobasisdaten des kommunalen Rechts durch die 

kommunalen Fachstellen die einzig sinnvolle Lösung. Diese kommunalen Fachstellen werden 

von den Gemeinden bei der Erstellung des Katalogs der Geobasisdaten nach kommunalem 

Recht bezeichnet. 

 

Die Direktion des Innern verfügt zwar über das für die Modellierung erforderliche technische 

Fachwissen, aber nicht über die Kenntnisse im jeweiligen Fachbereich. Aus GIS-technischer 

Sicht besteht keineswegs die Notwendigkeit, dass eine kantonale Stelle ein Datenmodell vo r-

gibt, um zu garantieren, dass die Daten sich ins GIS Kanton Zug aufnehmen lassen. Die Vor-

gabe der Beschreibungssprache INTERLIS für die Datenmodellierung und den Datentransfer , 

basierend auf § 10 GeoIV-ZG bzw. Art. 10 GeoIV, ist in jedem Fall ausreichend. 

 

Eine Koordination mit dem Ziel eines gemeinsamen Datenmodells wird vom GVA angeboten, 

wenn mehrere Gemeinden dasselbe kommunale Geobasisdatum im GIS Kanton Zug aufneh-

men wollen (vgl. § 4 Abs. 1 Bst. c GeoIV-ZG). 

 

§ 8 Verfügbarkeit und Historisierung 

Anpassen des Paragrafentitels. Neu: «Verfügbarkeit und Historisierung» 

 

Abs. 1 

Weil die Fachstellen (als «Datenherren») frei entscheiden können, wo sie die Geobasisdaten 

originär halten, hat die Datenhaltung nicht zwingend «im Rahmen des GIS Zug» (z.B. zentral 

bei der GIS-Fachstelle des Grundbuch- und Vermessungsamts) zu erfolgen. Die Wendung «im 

Rahmen des GIS Zug» ist somit zu streichen. Die Verfügbarkeit der Geobasisdaten muss aber 

gewährleistet sein. 

 

§ 9 Öffentlichkeit und Datenschutz 

 

Abs. 1 

Durch die Erweiterung von § 5 mit einem neuen Abs. 2 muss im vorliegenden Absatz eine Ein-

schränkung auf «Geobasisdaten» erfolgen. 

 

§ 10 Zugang und Nutzung 

 

Abs. 1 

Das Geoportal des Kantons Zug ist die zentrale Anlaufstelle im Internet (geo.zg.ch) für Informa-

tionen zu Geobasisdaten des Kantons. Die Definition des Begriffs «Geoportal» fehlt im gelten-

den Recht. Dies wird durch Einfügen eines Bst. h in § 3 Abs. 2 GeoIG-ZG nachgeholt. 

 

Abs. 3 

Es bedarf keiner Bestimmung im GeoIG-ZG, welche den Regierungsrat oder eine andere Be-

hörde ermächtigt, auf die Unverbindlichkeit von Geobasisdaten (mittels Warnhinweisen) hinzu-

weisen. Dasselbe gilt für das Anbringen von Quellenangaben. Demgegenüber ist es unabding-

bar, Nutzungsbestimmungen festzulegen, die die Rechte und Pflichten der Datennutzerinnen 

und -nutzer festhalten. Dies kommt im neuen Wortlaut des Absatzes zum Ausdruck.  Dass die 

Nutzungsbedingungen Bestandteil der Datenabgabe sein müssen, wird in § 21 Abs. 3 GeoIV-

ZG festgelegt. 
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§ 11 Digitale Daten bei kantonalen Entscheiden 

Anpassen des Paragrafentitels. Neu: «Digitale Daten bei kantonalen Entscheiden» 

 

Abs. 1 und 2 

Um Gesetz und Verordnung aufeinander abzustimmen, werden die Begriffe «kantonaler Be-

schluss» und «kantonale Genehmigung» durch den Oberbegriff «Entscheid» ersetzt. Durch 

diese terminologische Anpassung korrespondieren diese beiden Absätze nun mit § 22 Abs. 1 

GeoIV-ZG. Des Weiteren müssen diese Entscheide aus Gründen der Rechtssicherheit in 

Rechtskraft erwachsen sein, wenn die Geobasisdaten, auf denen die Entscheide basieren, der 

Direktion des Innern übermittelt werden. Dies bringt der geänderte Wortlaut von Abs. 1 klarer 

zum Ausdruck. 

 

§ 13 Gewerbliche Tätigkeit 

 

Abs. 2, 4 und 5 

Der Singular «Fachstelle» in diesen beiden Absätzen impliziert, dass nur eine einzige Fachstel-

le gewerbliche Leistungen anbieten kann oder soll. Dies ist aber nicht der Fall. Wie im gesam-

ten übrigen Gesetzestext ist deshalb der Plural zu verwenden. Dort, wo in der Gesetzgebung 

eine bestimmte Fachstelle gemeint ist, wird diese explizit genannt (z.B. das Grundbuch- und 

Vermessungsamt in § 4 GeoIV-ZG). 

 

3. Abschnitt: Geoinformationssysteme 

 

§ 14 GIS Kanton Zug 

Anpassen des Paragrafentitels. Neu: «GIS Kanton Zug». 

 

Abs. 1 

Die Verantwortungen für die Anwendungen des GIS Kanton Zug werden in der Verordnung 

geregelt. 

 

Abs. 1, 2 (Einleitung) und 4 

Begriffsänderung: «GIS Kanton Zug» statt «GIS Zug» (vgl. Erläuterungen zu § 3 Abs. 2 Bst. c 

GeoIG-ZG). 

 

Abs. 2 

Die Wendung «für das ganze Kantonsgebiet» in der Einleitung von Abs. 2 trifft für Bst. c nur in 

Ausnahmefällen zu, weil Geobasisdaten des kommunalen Rechts zu einem bestimmten Thema 

in der Regel nur von einzelnen Gemeinden existieren. 

 

Abs. 2 Bst. a 

Geobasisdaten des Bundesrechts müssen bei gegebener Zuständigkeit gemäss Anhang 1 

GeoIV-ZG (z.B. ID 73B «Nutzungsplanung kommunal») auch von den Gemeinden bewirtschaf-

tet werden. Bst. a ist daher entsprechend zu ergänzen.  

 

Abs. 2 Bst. c 

Die Freiwilligkeit der Integration von Geobasisdaten des kommunalen Rechts im GIS Kanton 

Zug durch die Gemeinden, wie im geltenden Recht in Abs. 2 Bst. d festgehalten, ist aus den 

nachfolgenden Gründen wenig sinnvoll bzw. gar problematisch:  
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 Wenn eine Gemeinde ein kommunales Geobasisdatum nicht im GIS Kanton Zug integri e-

ren will, ist sie dennoch verpflichtet, diese Daten anderweitig in einem WebGIS (Darstel-

lungsdienst) der Öffentlichkeit zugänglich zu machen (sofern es sich um ein Geobasisd a-

tum mit Zugangsberechtigungsstufe A handelt, was der Normalfall ist). Das Einrichten 

und Betreiben eines Darstellungsdienstes ist aber mit einem erheblichen finanziellen 

Aufwand für die Gemeinden verbunden, der nicht anfällt, wenn die kommunalen Geob a-

sisdaten im GIS Kanton Zug integriert werden. 

 Die Freiwilligkeit widerspricht dem von der ganzen Geoinformationsgesetzgebung (Art. 1 

GeoIG) angestrebten Harmonisierungsgedanken, weil im Falle von Freiwilligkeit nicht 

mehr gewährleistet ist, dass alle Geobasisdaten desselben Themas (von verschiedenen 

Gemeinden) auf demselben System verfügbar sind. 

 Die Freiwilligkeit könnte dazu führen, dass wichtige kommunale Erweiterungen eines Ge-

obasisdatums des Bundesrechts oder des kantonalen Rechts von einzelnen Gemeinden 

im GIS Kanton Zug fehlen. Für die Nutzerin bzw. den Nutzer ist dann nicht mehr ohne 

weiteres ersichtlich, ob in einer Gemeinde tatsächlich keine Objekte mit Raumbezug 

existieren oder ob nur die Geobasisdaten von der Gemeinde nicht geliefert werden.  

 

Mit dem neuen Wortlaut von Abs. 2 Bst. c soll die Freiwilligkeit im Fall von kommunalen Erwe i-

terungen von Geobasisdaten des Bundesrechts oder des kantonalen Rechts wegfallen, um zu 

gewährleisten, dass diese Geobasisdaten für das ganze Kantonsgebiet im GIS Kanton Zug ver-

fügbar sind. 

 

Abs. 2 Bst. d 

Bst. c des geltenden Rechts wird inhaltlich neu zu Bst. d. Die Freiwilligkeit der Integration von 

Geobasisdaten des kommunalen Rechts ins GIS Kanton Zug wird beibehalten, sofern es sich 

bei den Geobasisdaten nicht um Erweiterungen von Geobasisdaten des Bundesrechts oder des 

kantonalen Rechts handelt. 

 

Abs. 3 

Dieser Absatz ist überflüssig. Alle Informationen, d.h. auch «zusätzliche Informationen über 

Funktion, Inhalt oder Zustand der dargestellten Werke (Werkinformationen)» können nur in das 

GIS Kanton Zug aufgenommen werden, wenn diese in die Datenmodellierung eingeflossen sind 

und die Geobasisdaten somit modellkonform sind. Sollen Geobasisdaten «mit zusätzlichen In-

formationen» ergänzt werden, ist zwingend zuerst das Geodatenmodell von der zuständigen 

Stelle (gemäss Anhang 2 GeoIV-ZG) anzupassen. Abs. 3 ist somit aufzuheben. 

 

§ 15 Verknüpfungen 

 

Abs. 1 

Begriffsänderung: «GIS Kanton Zug» statt «GIS Zug» (vgl. Erläuterungen zu § 3 Abs. 2 Bst. c 

GeoIG-ZG). 

 

Abs. 2 

Die im geltenden Abs. 2 statuierte Vorschrift, das GIS Kanton Zug in gewissen Fällen mit ande-

ren Informationssystemen zu verknüpfen, um die Aktualität der Geobasisdaten zu gewährleis-

ten, ist aus mehreren Gründen nicht zielführend und kann aufgehoben werden. 

 

Die grundsätzliche Pflicht, die Aktualität der Geobasisdaten zu gewährleisten, geht bereits aus 

§ 2 Abs. 1 Bst. c GeoIV-ZG hervor. Eine Verknüpfung des GIS Kanton Zug mit einem anderen 

Informationssystem zum Zwecke des Bezugs von oder des Direktzugriffs auf Geobasisdaten 

garantiert aber keineswegs, dass die originären Geobasisdaten im Fremdsystem aktuell gehal-
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ten werden. Umgekehrt kann die Aktualität der Geobasisdaten im GIS Kanton Zug durchaus 

durch eine regelmässige Datenlieferung gewährleistet werden, unabhängig davon, ob eine ge-

setzliche Pflicht zur Haltung der Daten in einem Fremdsystem besteht oder nicht.  Dies ist bei-

spielweise bei den Daten der amtlichen Vermessung der Fall, indem die Nachführungsgeome-

terin oder der Nachführungsgeometer (als Dritter gestützt auf eine Leistungsvereinbarung mit 

dem Kanton) regelmässig Daten an das Grundbuch- und Vermessungsamt liefert. 

 

§ 16 Zuständigkeit und Inhalt 

Anpassen des Paragrafentitels. Neu: «Zuständigkeit und Inhalt». 

 

Abs. 1 

Die Formulierung, insbesondere der Begriff «betreiben», hat in der Praxis bisweilen Verwirrung 

gestiftet. Aufgrund der Stellungnahmen im Vernehmlassungsverfahren wird der bisherige Wort-

laut von Abs. 1 beibehalten. Danach betreiben die Gemeinden einen digitalen Leitungskataster  

und sind für die Bewirtschaftung dessen Geobasisdaten zuständig . Fest steht aber dennoch, 

dass die Gemeinden die Geobasisdaten des Leitungskatasters dem Grundbuch- und Vermes-

sungsamt zu «liefern» haben. Dies ergibt sich aus § 31 Abs. 1 GeoIV-ZG. Ein sämtliche Me-

dien umfassender digitaler Leitungskataster über das gesamte Kantonsgebiet als Inhalt des 

GIS Kanton Zug gemäss § 6 Abs. 1 und § 14 Abs. 2 Bst. b GeoIG-ZG wird nur vom Grundbuch- 

und Vermessungsamt «geführt». 

 

Abs. 2 

Der Begriff «insbesondere» wird gestrichen, um zu verhindern, dass weitere Objekte, die nicht 

dem Umfang des «Leitungskatasters» im Sinne seiner Definition in der verbreiteten Norm SIA 

405
5
 entsprechen, in den Kataster aufgenommen werden müssen.  

 

Abs. 3 

Um die Geobasisdaten überhaupt modellieren zu können, muss der Inhalt des Leitungskatas -

ters abschliessend bestimmt sein. Dies wird in § 30 Abs. 2 GeoIV-ZG durch die abschliessende 

Aufzählung der Leitungsmedien, die Inhalt des Leitungskatasters sind, entsprechend zum Aus-

druck gebracht. Der Begriff «minimal» ist daher zu streichen. 

 

Abs. 4 

Eine Bestimmung, die einen schrittweisen Aufbau zulässt, setzt voraus, dass ohne diese Be-

stimmung ein Aufbau innert einer bestimmten Frist gesetzlich vorgeschrieben ist. Dasselbe gilt , 

wenn der Katasteraufbau Kraft Gesetz zeitlich aufgeschoben werden kann. Eine Umsetzungs- 

bzw. Realisierungsfrist ist in der geltenden Geoinformationsgesetzgebung nicht statuiert. 

Darum ist Abs. 4 unnötig. Er ist ersatzlos aufzuheben. 

 

§ 17 Datenlieferung 

Anpassen des Paragrafentitels. Neu: «Datenlieferung» (ein Datenaustausch findet nicht statt!) 

 

Abs. 1 

Abs. 1 richtet sich ausschliesslich an Werkeigentümerinnen und Werkeigentümer, obwohl im  

geltenden Recht von Eigentümerinnen und Eigentümern die Rede ist. § 31 GeoIV -ZG spricht 

zutreffend von Werkeigentümerinnen und Werkeigentümern. 

                                                      

 
5
 SIA 405:2012 «Geodaten zu Ver- und Entsorgungsleitungen»: 

Leitungskataster: Der Leitungskataster ist die Teilmenge der Werkinformation, die es erlaubt, den durch Leitungen 

und Trassenführung verschiedener Medien belegten Raum darzustellen. Er umfasst die zugehörigen Geodaten in e i-

nem Ver- und Entsorgungsgebiet 
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Gemäss dem zweiten Satz von Abs. 1 entstehen den Grundeigentümerinnen und Grundeigen-

tümern im Rahmen der Ersterfassung keine Kosten, auch wenn sie Werkeigentümerinnen oder 

Werkeigentümer sind. In ihrer bzw. seiner Eigenschaft als Datenherrin bzw. Datenherr obliegt 

den Werkeigentümerinnen oder Werkeigentümer die Bewirtschaftung der Geobasisdaten im 

Sinne von § 3 Abs. 2 Bst. b GeoIG-ZG. Dazu gehört auch das Erheben bzw. die «Ersterfas-

sung». Die Bewirtschaftung von Geobasisdaten ist mit Aufwand verbunden, der üblicherweise 

von den Datenherrinnen und Datenherren selbst getragen wird. Soll dieser Grundsatz auch für 

die Geobasisdaten des Leitungskatasters gelten, muss der zweite Satz aufgehoben werden.  

Eine Übernahme dieser Kosten durch den Kanton wäre systemfremd und im Rahmen der Spar-

massnahmen auch nicht zeitgemäss. 

 

Abs. 2 

Mit dem geltenden § 16 Abs. 1 sowie § 17 Abs. 1 GeoIG-ZG besteht eine ausreichende gesetz-

liche Grundlage für die Aufnahme des Geobasisdatums «Leitungskataster» in den Anhang 2 

der GeoIV-ZG. Abs. 2 ist somit redundant und daher aufzuheben. 

 

Abs. 3 

Die Feststellung in Bst. a, dass die Spezialgesetzgebung vorbehalten bleibt, ist unnötig, da je-

de «lex specialis» Vorrang geniesst. Der zweite Satz in Bst. a ist aufzuheben. Damit der Lei-

tungskataster auch umgesetzt werden kann, braucht es zwingend noch administrative und 

technische Vorschriften. Mit der Einfügung eines zusätzlichen Bst. b wird die Grundlage dafür 

geschaffen. 

 

5. Abschnitt: Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB-

Kataster) 

 

Ändern der Überschrift. Neu: «Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 

(ÖREB-Kataster)». 

 

§ 18 Organisation des ÖREB-Katasters 

 

Abs. 1 

Die Kantone müssen gemäss Art. 17 ÖREBKV «eine für den Kataster verantwortliche Stelle» 

(KVS) bezeichnen. Darauf nimmt der geänderte Wortlaut des Absatzes Bezug, indem er die 

Direktion des Innern als die für den ÖREB-Kataster verantwortliche Stelle bezeichnet. 

 

Abs. 2 

§ 20 Abs. 3 des geltenden Rechts wird neu zu § 18 Abs. 2. Damit kann § 20 ganz aufgehoben 

werden. 

 

§ 19 Inhalt und Zusatzinformationen des ÖREB-Katasters 

Ändern der Paragrafentitel. Neu: «Inhalt und Zusatzinformationen des ÖREB-Katasters» 

 

Abs. 1 

Der Begriff «eidgenössisches Recht» wird in Analogie zum GeoIG durch «Bundesrecht» 

ersetzt. 

 

Abs. 2 

Entsprechend den Anträgen im Vernehmlassungsverfahren wird festgehalten, dass der 

Regierungsrat weitere eigentümerverbindliche Geobasisdaten des kommunalen Rechts nur 

nach Rücksprache mit den Gemeinden als Inhalt des ÖREB-Katasters bezeichnen kann. 
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Abs. 2 Bst. a 

Der Kanton bzw. der Regierungsrat kann selber nicht Geobasisdaten des Bundesrechts als 

Inhalt des ÖREB-Katasters bezeichnen. Diese Kompetenz hat gemäss Art. 16 Abs. 2 GeoIG 

nur der Bundesrat durch Bezeichnung der entsprechenden Geodaten in Anhang 1 GeoIV.  Der 

Kanton kann folglich nicht «generell-konkrete Eigentumsbeschränkungen aus eidgenössischem 

öffentlichem Recht, die der Bund nicht als Inhalt des ÖREB-Katasters bezeichnet hat», festle-

gen. Bst. a ist somit aufzuheben. 

 

Abs. 2 Bst. b 

Gemäss Art. 3 lit. b ÖREBKV müssen die vom Kanton bezeichneten öffentlich -rechtlichen 

Eigentumsbeschränkungen eigentümerverbindliche Geobasisdaten sein. Dies wird nun präzi-

siert. Zudem ist infolge der Aufhebung der Begriffsdefinition «Geobasisdaten» im kantonalen 

Recht (vgl. die Ausführungen zu § 3 Abs. 2 Bst. d GeoIG-ZG) die Bestimmung anzupassen, 

damit sich keine materielle Änderung ergibt. Weil Bst. a und c aufgehoben werden, verbleibt 

Bst. b als einziger Bestandtteil von Abs. 2. 

 

Abs. 2 Bst. c 

Art. 3 ÖREBKV bestimmt abschliessend, was Inhalt des ÖREB-Katasters ist.
6
 «Informationen 

über Änderungen von öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen» gemäss Bst. c gehö-

ren nicht dazu und dürfen somit im GeoIG-ZG nicht in Abs. 2 «als weitere Inhalte» aufgeführt 

werden. Bst. c kann somit aufgehoben werden. 

 

Abs. 3 

Der Bund erlaubt es den Kantonen gemäss Art. 12 Abs. 2 ÖREBKV Informationen über lau-

fende Änderungen von öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen mit dem Inhalt des 

Katasters zu verknüpfen. Mit dem neuen Abs. 3 wird die Zuständigkeit dafür im Kanton Zug 

dem Regierungsrat zugewiesen. 

 

§ 20 Meldepflicht 

Der Paragraf kann aufgehoben werden. 

 

Abs. 1 

Die Voraussetzungen für die Bereitstellung der Daten für den ÖREB-Kataster sind in Art. 5 

ÖREBKV bereits festgehalten. Dort ist auch festgehalten, dass die ÖREB-Kataster-Daten (dazu 

gehören auch die Entscheide, die die ÖREB begründen) der für den Kataster verantwortlichen 

Stelle gemäss § 18 Abs. 1 GeoIG-ZG geliefert werden müssen. Abs. 1 ist somit redundant und 

kann aufgehoben werden. 

 

Abs. 2 

Auch diese Pflicht zur Bestätigung gegenüber der für den Kataster verantwortlichen Stelle (vgl. 

§ 18 Abs. 1 GeoIG-ZG), dass die Voraussetzungen zur Aufnahme in den ÖREB-Kataster vor-

                                                      

 
6 Art. 3 Inhalt 
Inhalt des Katasters sind: 

a. die in Anhang 1 GeoIV4 als Gegenstand des Katasters bezeichneten Geobasisdaten; 

b. die vom Kanton in Anwendung von Artikel 16 Absatz 3 GeoIG bezeichneten eigentümerverbindlichen Geobasisdaten; 

c. die Rechtsvorschriften, die zusammen mit den Geobasisdaten als Einheit die Eigentumsbeschränkung unmittelbar umschreiben und für 

die das gleiche Verfahren massgebend ist; 

d. die Hinweise auf die gesetzlichen Grundlagen der Eigentumsbeschränkungen; 

e. weitere Informationen und Hinweise, die dem Verständnis der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen dienen, soweit sie im 

Datenmodell nach Artikel 9 GeoIV vorgesehen sind. 
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liegen, ergibt sich bereits aus Art. 5 Abs. 2 ÖREBKV. Gleiches gilt für die Bedingung aus § 11 

Abs. 2 GeoIG-ZG, die bereits aus Art. 5 Abs. 2 lit. c ÖREBKV hervorgeht. 

 

Abs. 3 

Der Begriff «Datenfluss» ist hier zu einschränkend. Es sind technische und organisatorische 

Anforderungen an die «Bereitstellung» der Daten erforderlich, welche der Regierungsrat festle-

gen muss. Der Absatz wird entsprechend angepasst und in § 18 Abs. 2 verschoben. 

 

§ 21 Wirkung der Eintragung 

 

Artikel 16 der ÖREBKV ermächtigt die Kantone zu bestimmen, dass dem ÖREB-Kataster die 

Funktion als amtliches kantonales Publikationsorgan für bestimmte öffentlich-rechtliche Eigen-

tumsbeschränkungen zukommt. Der Kanton Zug hat von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. 

§ 21 Abs. 1 GeoIG-ZG hält fest, dass der ÖREB-Kataster das amtliche Publikationsorgan für 

alle öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen ist, die gemäss Bundesrecht Inhalt des 

ÖREB-Katasters sein müssen. Neben dem Kanton Zug haben aktuell auch die Kantone NE und 

UR den ÖREB-Kataster direkt in einem Gesetz als amtliches Publikationsorgan bezeichnet.  In 

den Kantonen AR, BS, GL, SO, TI und ZH wurde hingegen eine Delegationsnorm geschaffen. 

Diese gibt den kantonalen Exekutiven die Möglichkeit, den ÖREB-Kataster als Publikations-

organ zu bezeichnen. In den genannten Kantonen fehlen jedoch bis dato die dafür erforderli-

chen Bestimmungen auf Verordnungsebene. Faktisch wird zum heutigen Zeitpunkt der ÖREB-

Kataster noch in keinem Kanton als amtliches Publikationsorgan verwendet. In einzelnen Pilot-

kantonen (TG, NE, ZH) ist man zur Einsicht gelangt, dass die Zeit für die Nutzung des ÖREB-

Katasters als amtliches Publikationsorgan gemäss Art. 16 ÖREBKV noch nicht reif ist, weil die 

Rechtslage, insbesondere die Konsequenzen der Umsetzung von Art. 16 ÖREBKV durch die 

Kantone (z.B. notwendige Anpassungen der Fachgesetzgebungen), zurzeit noch unklar sind. 

Zur Klärung der Rechtslage hat das Bundesamt für Landestopografie, als Oberaufsicht über die 

Führung der ÖREB-Kataster in den Kantonen, Ende 2016 ein Schwergewichtsprojekt unter der 

Leitung des Kantons BS (mit Beteiligung der Kantone GE, ZH und UR
7
) initiiert. 

 

Abs. 1 

Aus den erwähnten Gründen wird die bisherige Bestimmung, wonach dem ÖREB-Kataster im 

Kanton Zug generell die Funktion als amtliches Publikationsorgan zukommt, geändert. Die 

Pflicht zur Nutzung des ÖREB-Katasters als amtliches Publikationsorgan soll aufgehoben, der 

Regierungsrat jedoch ermächtigt werden, dem ÖREB-Kataster zu gegebener Zeit für bestimmte 

öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen diese Funktion zu verleihen. In diesem Fall hat 

er die Einzelheiten auf dem Verordnungsweg zu regeln. Vorbehalten bleibt eine abweichende 

Regelung des Bundes für einzelne ÖREB-Themen. Auch wenn der Kanton auf die Anwendung 

von Art. 16 ÖREBKV verzichtet, ist der ÖREB-Kataster für einzelne Geobasisdaten bzw. 

ÖREB-Themen trotzdem und zwingend amtliches Publikationsorgan. Aktuell ist dies bei den 

«Baulinien Nationalstrassen», ID 88 Anhang 1 GeoIV der Fall (vgl. Art 13a NSV und Art. 29 des 

Bundesgesetzes über die Nationalstrassen (NSG) vom 8. März 1960 (SR 725.11)). 

 

Abs. 2 

Der Absatz ist aufzuheben. 

Mit dem Verzicht des Kantons Zug, dem ÖREB-Kataster auf Gesetzesstufe generell die Funk-

tion als amtliches Publikationsorgan zuzuweisen, werden die Inhalte des ÖREB-Katasters nur 

noch in den vom Bundesrecht vorgesehenen Fällen (erst) mit dem Eintrag im Kataster rechts-

                                                      

 
7
 Im Kanton Uri erfolgt die Betriebsaufnahme des ÖREB-Katasters (mit Funktion als amtliches Publikationsorgan) 

gemäss RRB vom 7.11.2017 per 1.1.2018 
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wirksam. Das kantonale Recht muss darauf nicht Bezug nehmen. Für alle anderen ÖREB-

Themen tritt die Rechtswirkung der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen bereits 

vor Aufnahme derselben in den ÖREB-Kataster ein (vgl. Art. 5 Abs. 2 ÖREBKV). 

 

Abs. 3 

Unpraktikabel ist auch Abs. 3, wonach im ÖREB-Kataster jederzeit alle rechtsgültigen Be-

schränkungen abgebildet sind. Die Anforderung, dass jederzeit alle rechtsgültigen öffentlich-

rechtlichen Eigentumsbeschränkungen im Kataster abgebildet sein müssen, ist faktisch gar 

nicht erfüllbar. Im erläuternden Bericht zur ÖREBKV vom 2. September 2009 wird in Abschnitt 

1.3.4 ausführlich dargelegt, dass es sowohl juristische als auch technische Gründe gibt, warum 

eine vollständige Abbildung der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen im Kataster 

unmöglich erreicht werden kann. Einerseits gibt es öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrän-

kungen individuell-konkreter Natur, die im Grundbuch angemerkt werden können. Andererseits 

können Eigentumsbeschränkungen nur dann in den ÖREB-Kataster aufgenommen werden, 

wenn sie eine klar definierte Geometrie aufweisen, was nicht immer der Fall ist. Nach allge-

meiner Auffassung decken aber die 17 vom Bundesrat bezeichneten Geobasisdaten des Bun-

desrechts die wichtigsten öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen ab. Den Bedürfnis-

sen der Nutzerinnen und Nutzer wird damit grösstenteils entsprochen. Weil Abs. 3 nicht erfüllt 

werden kann, ist er aufzuheben. 

 

Die Tatsache, dass sich der Rechtsverkehr nicht auf die Vollständigkeit des ÖREB-Katasters 

verlassen kann, lässt die in § 44 der Übergangsbestimmungen zum GeoIG-ZG getroffene An-

ordnung, dass vor dem 1. Januar 2012 verfügte oder erlassene und noch gültige öffentlich-

rechtliche Eigentumsbeschränkungen im Grundbuch nachzuführen sind, nicht nur als äusserst 

aufwändige, sondern - angesichts prinzipieller Unvollständigkeit der Anmerkungen im Grund-

buch (welche lediglich informative Bedeutung haben) - unverhältnismässige Massnahme er-

scheinen. Ein Gewinn an Rechtssicherheit würde damit nur marginal einhergehen. D arauf wird 

in den Ausführungen zu § 44 GeoIG-ZG zurückzukommen sein. 

 

Abs. 4 

Die Rechtswirkungen der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen treten mit der 

Rechtskraft der diese verfügenden Entscheide oder mit der allenfalls notwendigen Genehmi-

gung ein (vgl. § 42 Abs. 2 PBG als Beispiel), unabhängig von der Eintragung im ÖREB-Ka-

taster. Weil der ÖREB-Kataster in Zukunft nicht (mehr) generell als amtliches Publikationsor-

gan dienen soll, ist auf eine abweichende Umschreibung der Rechtswirkungen zu verz ichten. 

Absatz 4 ist daher ersatzlos aufzuheben. 

 

§ 22 Anmerkung von ÖREB im Grundbuch 

 

Diese Bestimmung wird aufgehoben. 

Ihr liegt die Auffassung zu Grunde, dass das kantonale Recht bezüglich raumwirksamer Verf ü-

gungen, die auf der Grundlage des kantonalen Rechts erlassen werden, den Zeitpunkt der 

Rechtswirksamkeit bestimmen kann. Entsprechend sieht § 22 vor, dass öffentlich -rechtliche  

Eigentumsbeschränkungen, die im Grundbuch angemerkt werden, ebenfalls auf den Zeitpunkt 

der Anmerkung rechtswirksam werden. Auf diese Weise wollte man im Zeitpunkt des Erlasses 

des GeoIG-ZG die Wirkungen der Eintragung im ÖREB-Kataster einerseits, im Grundbuch an-

dererseits, harmonisieren. Nach Bundesrecht werden öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrän-

kungen, die anmerkungsfähig sind, mit Eintritt der Rechtskraft der Verfügung konstituiert und 

verbindlich. Diesem Grundsatz gebührt der Vorrang.  
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§ 30 Daten- und Dokumentenabgabe und Beglaubigungen 

 

Abs. 1 

Nur Änderungen redaktioneller Natur. 

 

§ 32 Kostentragung für Erneuerung, periodische Nachführung und Unterhalt 

 

Abs.2 

Dieser Absatz regelt einen Sonderfall betreffend die Kostentragung der laufenden Nachführung 

gemäss § 31 Abs. 2 Bst. b GeoIG-ZG. Wenn Veränderungen an den tatsächlichen Verhältnis-

sen vor dem Abschluss der Erneuerung auf den Standard AV93 eingetreten sind, deren Nach-

führung aber aus irgendeinem Grund erst nach der Erneuerung erfolgt, übernimmt der Kanton 

die Kosten als Unterhalt der Bestandteile der amtlichen Vermessung gemäss § 32 Abs. 1 

GeoIG-ZG. Die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer werden in diesem Fall von der 

Pflicht zur Kostentragung entbunden. 

 

7. Abschnitt: Gebühren 

 

§ 35 Gebühren 

Anpassen des Paragrafentitels. Neu: «Gebühren». 

 

Abs. 1 

Es wird in Abweichung vom geltenden Recht und in Übereinstimmung mit der Mehrheitsmei-

nung der Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten festgehalten, dass neu – unter Vor-

behalt einer abweichenden spezialgesetzlichen Regelung – für den Zugang und die Nutzung 

von Geobasisdaten keine Gebühr erhoben wird.  

 

Abs. 2 

Mit diesem Absatz wird der im geltenden § 36 Abs. 4 enthaltene Grundsatz bestätigt, dass für 

die manuelle Bearbeitung von Geobasisdaten eine kostendeckende Gebühr erhoben wird. Die 

Neuformulierung dieses Absatzes führt zu keiner Rechtsänderung.  

 

Abs. 3 

In diesem Absatz wird festgehalten, dass die Kosten für Material und Transport zusätzlich zur 

Bearbeitungsgebühr gemäss Abs. 2 in Rechnung gestellt werden. Bei den Material- und Trans-

portkosten haben sich im geltenden Recht Gesetz und Verordnung widersprochen. In § 36 

Abs. 4 GeoIG-ZG werden diese Kosten als Teil der Bearbeitungsgebühr bezeichnet, nach der 

GeoIV-ZG werden sie gemäss § 60 zusätzlich zur Bearbeitungsgebühr (§ 56) geschuldet. 

 

§ 36 Gebührengrundlagen 

 

Der Paragraf wird aufgehoben. 

 

Abs. 1, 2 und 3 

Mit dem Verzicht auf die Erhebung von Gebühren für Zugang und Nutzung von Geobasisdaten 

sind diese Absätze obsolet und können aufgehoben werden. 

 

Abs. 4 

Dass es sich bei der Bearbeitungsgebühr um eine kostendeckende Gebühr handelt und die 

Auslagen für Material und Transport zusätzlich in Rechnung gestellt werden, ergibt sich neu 

aus § 35 GeoIG-ZG. Der Abs. 4 erübrigt sich somit. 
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§ 37 Gebührenbefreiung 

 

Infolge Aufhebung der Nutzungsgebühren wird der geltende § 37 obsolet und kann aufgehoben 

werden.  

 

8. Abschnitt: Verwaltungszwang und Verwaltungsstrafe 

 

§ 38 Verwaltungszwang 

Abs. 1 

Da die Definition des Begriffs «Geobasisdaten» neu vom Bundesrecht übernommen wird (vgl. 

die Ausführungen zu Abs. 2 Bst. d), ist dieser Absatz entsprechend anzupassen.  

 

§ 39 Verwaltungsstrafe 

Abs. 1 Bst. a 

Vergleiche die Bemerkung zu § 38 Abs. 1. 

 

Abs. 1 Bst. d 

Wird inhaltlich an § 10 Abs. 3 GeoIG-ZG angepasst. 

 

9. Abschnitt: Programm- und Leistungsvereinbarungen 

 

§ 42 Wechsel des Bezugsrahmens 

Die Änderung in Abs. 1 ist nur redaktioneller Natur. 

 

§ 44 Übergangsbestimmung 

Abs. 2 

Die zeitlichen Rahmenbedingungen für die Einführung des ÖREB-Katasters, insbesondere der 

späteste Zeitpunkt der Betriebsaufnahme werden in der ÖREBKV verbindlich festgelegt. Der 

Zeitplan für die Einführung und Inbetriebnahme des Katasters wurde in einer zwischen dem 

Bund und dem Kanton Zug abgeschlossenen Programmvereinbarung für die Jahre 2016-2019 

festgelegt. Für den Abschluss dieser Programmvereinbarungen war gemäss Art. 41 Abs. 1 

GeoIG-ZG der Regierungsrat zuständig. Demzufolge ist Abs. 2 redundant und kann aufgeho-

ben werden. 

 

Abs. 3 

Bestehende öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, die Gegenstand des Katasters 

sein müssen (vgl. Anhang 1 GeoIV), gelten auch ohne Katastereintrag weiter (vgl. Art. 5 Abs. 2 

lit. b ÖREBKV). Der Absatz ist somit überflüssig und kann aufgehoben werden 

 

Abs. 4 

Nach Inkrafttreten des GeoIG-ZG wurde eine neue Leistungsvereinbarung mit dem Nachfüh-

rungsgeometer abgeschlossen. Seither besteht nur noch ein einziger Nachführungskreis. 

Dadurch ist dieser Absatz gegenstandlos geworden und kann aufgehoben werden. 

 

Abs. 5 

Die anmerkungsfähigen öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen werden nach Eintritt 

der Rechtskraft der sie verfügenden Entscheide rechtswirksam, auch wenn sie nicht im Grund-

buch angemerkt werden. Anmerkungen im Grundbuch haben keine Grundbuchwirkung, so n-

dern dienen lediglich der Information. Eine vermeintliche Erhöhung der Rechtssicherheit kann 

mit der Anmerkung nicht erzielt werden. Wie bereits dargelegt, geben der ÖREB-Kataster und 
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das Grundbuch über die bestehenden öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen nicht 

abschliessend Auskunft. Entsprechend kann sich der Rechtsverkehr nicht auf die Vollständi g-

keit des Katasters und der grundbuchlichen Anmerkungen verlassen. Diese rechtliche Aus-

gangslage lässt die in Abs. 5 getroffene Anordnung, dass vor dem 1. Januar 2012 rechtswirk-

sam gewordene und noch immer gültige öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen ein 

Jahr nach Rechtskraft einer Baubewilligung oder einer anderen grundstücksbezogenen Verfü-

gung zur Anmerkung im Grundbuch angemeldet werden müssen, nicht nur als äusserst au f-

wendige, sondern – angesichts prinzipieller Unvollständigkeit der Anmerkungen im Grund-

buch – unverhältnismässige Massnahme erscheinen. Ein Gewinn an Rechtssicherheit würde 

damit nur marginal einhergehen. Da der Gesetzeswortlaut darüber hinaus die zur Vornahme 

der entsprechenden Anmeldung befugte bzw. verpflichtete Person nicht benennt, hat sich die 

Bestimmung in der Praxis als wirkungslos erwiesen. Sie ist ersatzlos aufzuheben. 

 

Abs. 6 

Dieser Absatz nimmt Bezug auf die §§ 21 und 22, die im Rahmen dieser Teilrevision geändert 

bzw. aufgehoben werden. Da damit neu auf die generelle Verwendung des ÖREB-Katasters als 

Publikationsorgan verzichtet und § 42 Abs. 4 des Planungs- und Baugesetzes (BGS 721.11) 

aufgehoben wird (vgl. Fremdänderungen) erübrigt sich dieser Absatz. 

 

Abs. 7 

Gemäss § 14 Abs. 2 dieses Gesetzes dürfen nur Geobasisdaten – d.h. Geodaten, die auf 

einem rechtsetzenden Erlass des Bundes, eines Kantons oder einer Gemeinde beruhen – ins 

GIS Kanton Zug aufgenommen werden. Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes am 1. Januar 2013 

wurden jedoch auch Geodaten ohne Rechtsgrundlage im GIS Kanton Zug geführt. Das gel-

tende Recht enthält keine Regelung, wie mit diesen Geodaten zu verfahren ist. Der neu einge-

fügte Abs. 7 statuiert eine Übergangsfrist bis am 31. Dezember 2021. Diejenigen Fachstellen, 

auf deren Wunsch die Geodaten ins GIS Kanton Zug aufgenommen wurden, haben bis zum 

Ablauf dieser Frist eine bestehende Rechtsgrundlage für die Geodaten in der Spezialgesetz-

gebung zu bezeichnen bzw. für den Erlass einer solchen durch den Gesetz- oder Verordnungs-

geber besorgt zu sein, ansonsten diese Geodaten ab dem 1. Januar 2022 im GIS Kanton Zug 

nicht mehr geführt werden.  

 

 

E. Fremdänderungen 

 

1. Das Gesetz über Denkmalpflege, Archäologie und Kulturgüterschutz (Denkmal-

schutzgesetz) vom 26. April 1990
8)

 (Stand 1. Oktober 2013) wird wie folgt geändert: 

 

§ 5a Abs. 1 

Die Änderung der Bezeichnung «GIS Zug» in «GIS Kanton Zug» (vgl. Ausführungen zu § 3 

Abs. 2 Bst. c GeoIG-ZG) erfordert eine entsprechende Anpassung in diesem Absatz.  

 

                                                      

 
8)

 BGS 423.11 

https://bgs.zg.ch/data/423.11/de
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3. Das Planungs- und Baugesetz (PBG) vom 26. November 1998
9)

 (Stand 1. Septem-

ber 2013) wird wie folgt geändert: 

 

§ 42 Abs. 4 

Der Absatz wird aufgehoben. 

Genehmigungen und Erlasse, die eine öffentliche-rechtliche Eigentumsbeschränkung begrün-

den, sind gemäss Art. 3 lit. c ÖREBKV, dort als «Rechtsvorschriften» bezeichnet, Inhalte des 

ÖREB-Katasters. Dass Inhalte des ÖREB-Katasters zwingend zu veröffentlichen sind, ergibt 

sich aus Art. 16 Abs. 4 und Art. 17 GeoIG i.V.m. Art. 9 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 ÖREBKV.  

 

 

F. Personelle und finanzielle Auswirkungen 

 

Die Revision der Gesetzgebung hat durch den Wegfall von Nutzungsgebühren für die Daten 

der amtlichen Vermessung finanzielle Auswirkungen. Der Minderertrag ist abhängig vom Volu-

men der Datenbestellungen (schwankt mit der Bautätigkeit im Hoch- und Tiefbau). Gemessen 

am Durchschnitt der Jahre 2013 – 2017 ist mit 43 000 Franken pro Jahr zu rechnen. 

 

Der Verzicht auf die Nutzungsgebühren für die Daten der amtlichen Vermessung kann teilweise 

kompensiert werden. Mit dem erfolgten Beitritt des Kantons Zug zum «Vertrag zwischen dem 

Bund und den Kantonen betreffend den Austausch von Geobasisdaten des Bundesrechts unter 

Behörden» (in Kraft seit dem 1. Oktober 2016) fallen jährliche Kosten von rund 18 000 Franken 

für den Bezug und die Nutzung der Geodaten des Bundes, wie z.B. Landeskarten und Luftbi l-

der sowie Kosten von 3900 Franken für die Nutzung von swipos, den Korrektursignaldienst für 

die Satellitenvermessung, weg. Zudem könnten jährliche Kosten von 8600 Franken für den 

GeoShop (Datenabgabedienst) für die automatisierte Abgabe der Daten der AV eingespart 

werden, weil sich der Kanton Zug an der Aggregationsinfrastruktur «geodienste.ch» der 

KKGEO (Konferenz der kantonalen Geoinformationsstellen) beteiligt. 

 

Bemerkung zu den Kosten des ÖREB-Katasters 

Die Kosten für den Aufbau und die Einführung des ÖREB-Katasters fallen unabhängig von der 

Teilrevision dieses Gesetzes an, weil die Einführung des ÖREB-Katasters bundesrechtlich vor-

gegeben ist. Diese geschätzten externen Kosten von jährlich 160 000 Franken in den Jahren 

2016 – 2019 für das Grundbuch- und Vermessungsamt als die für den Kataster verantwortliche 

Stelle wurden mit der Genehmigung der Programmvereinbarung (zwischen Bund und Kanton 

Zug) durch den Regierungsrat bewilligt (RRB vom 24. Mai 2016). 

 

 

                                                      

 
9)

 BGS 721.11 

https://bgs.zg.ch/data/721.11/de
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Die Finanztabelle präsentiert sich wie folgt: 

 

A Investitionsrechnung 2019 2020 2021 2022 

1. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Ausgaben 0 0 0 0 

bereits geplante Einnahmen 0 0 0 0 

2. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Ausgaben 0 0 0 0 

effektive Einnahmen 0 0 0 0 

B Laufende Rechnung (nur Abschreibungen auf Investitionen) 

3. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Abschreibungen 

0 0 0 0 

4. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Abschreibungen 

0 0 0 0 

C Laufende Rechnung (ohne Abschreibungen auf Investitionen) 

5. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplanter Aufwand 

8 600 8 600 8 600 8 600 

bereits geplanter Ertrag 35 000 35 000 35 000 35 000 

6. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektiver Aufwand 

8 600 8 600 0 0 

effektiver Ertrag 18 000 0 0 0 

 

Bemerkung zu Punkt 5 und 6 

Die effektiven Erträge für die Jahre 2020 bis 2022 fallen weg, da keine Nutzungsgebühren 

mehr erhoben werden. Ab dem Jahr 2021 werden dafür die Ausgaben für den heute eingesetz-

ten Datenabgabedienst wegfallen.  

 

 

G. Antrag 

 

Gestützt auf diesen Bericht stellen wir folgenden Antrag: 

 

 Auf die Vorlage Nr. 2599.2 – 15879 sei einzutreten und ihr zuzustimmen. 

 

 

Zug, 25. September 2018 

 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Regierungsrat des Kantons Zug 

 

Die Frau Landammann: Manuela Weichelt-Picard 

 

Der Landschreiber: Tobias Moser 
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